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51. Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses am 4. Dezember 2013 
 
TOP 2. d) Bericht des Innenministers zum Thema Vorratsdatenspeicherung 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
 
wie von mir in der Ausschusssitzung angekündigt, antworte ich  auf die vom Abgeordneten 
Dr. Breyer mit Schreiben vom 4. Dezember 2013 gestellten Fragen wie folgt: 
 
Frage 1 
 
Welche polizeiliche Aufklärungsquote ergibt sich landesweit bei den seit 2008 jeweils ge-
führten polizeilichen Ermittlungsverfahren wegen Verbreitung kinderpornografischer Schrif-
ten (PKS-Schlüssel 143200, 143300, 143400) mit der Kennung „Tatmittel Internet“? 
 
Antwort: 
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143200 
 

8 25,0 10 60,0 6 50,0 6 50,0 0 - 

143300 234 91,9 152 90,8 97 88,7 158 94,3 107 82,2 

143400 79 58,2 121 75,2 76 61,8 113 64,6 63 60,3 

143200: gewerbs- und bandenmäßige Verbreitung 
143300: Besitz und Verschaffung 
143400: Verbreitung 
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Frage 2 
 
Wie viele der unter Ziffer 1 bezeichneten Straftaten konnten wegen fehlender Verkehrsda-
ten nicht aufgeklärt werden? 
 
Antwort: 
 
Weder die PKS noch andere polizeiliche Statistiken sehen eine derartige Differenzierung 
vor. Insofern existiert hierzu kein belastbares Zahlenmaterial.  
Grundsätzlich kann gesagt werden, dass durch polizeiliche Ermittlungen „dynamische IP-
Adressen“ von Tatverdächtigen regelmäßig in Erfahrung gebracht werden können, hinge-
gen die Beauskunftung der dahinter stehenden konkreten Kundendaten wegen mangeln-
der Speicherungsverpflichtung bei den Providern oftmals scheitert. 
In vielen Fällen von „Cybercrime“, wie der Verbreitung von Kinderpornografie im Internet, 
kann dadurch der einzig vorhandene Ermittlungsansatz nicht ausgeschöpft werden. 
 
 
Frage 3 
 
In wie vielen dieser Fälle hätten anlasslos gespeicherte Verkehrsdaten die Ermittlungen 
tatsächlich zum Täter geführt und nicht bloß zu Internetcafes, offenen Netzzugängen, 
Anonymisierungsdiensten, unregistrierten Prepaid-Karten, o.ä? 
 
Antwort: 
 
Unter Hinweis auf die vorherige Antwort lässt sich auch diese Frage nicht konkret beant-
worten. 
Allerdings kann grundsätzlich gesagt werden, dass die Auswertung von Verkehrsdaten, 
die nicht unmittelbar zu einem Tatverdächtigen führen, sondern ggf. zu Internetcafes o.ä., 
dennoch weitere Ermittlungsansätze bieten kann. 
 
 
Frage 4 
 
Wie viele der polizeilich als aufgeklärt verzeichneten Verfahren nach Ziffer 1 endeten spä-
ter durch Einstellung ohne Auflagen oder Freispruch? 
 
Antwort: 
 
Hierzu erklärt der Generalstaatswalt im Auftrage des Justizministeriums: 
 
„Die Fragestellung vermengt Spezifika der polizeilichen (PKS) und staatsanwaltschaftlichen 
(MESTA) Statistik, indem sie einerseits polizeiliche Begriffe der Aufklärung und PKS-Schlüssel 
verwendet und andererseits justizielle Erledigungen abfragt.  
Das staatsanwaltschaftliche MESTA-System lässt straftatbestandsbezogene (hier: § 184 b 
StGB) statistische Abfragen in Bezug auf Verfahrenserledigungen in Form von Anklagen zu, 
nicht aber nach Maßgabe eines – im Übrigen inhaltlich noch zu definierenden – Kriteriums der 
Aufklärung. Zudem ist bei der Verfahrenserfassung keine Kennzeichnung „Tatmittel In-
ternet― vorgegeben.  
Die Frage kann mithin nicht beantwortet werden.“ 
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Die PKS enthält allein polizeilich erhobene Daten bis zur Abgabe des Ermittlungsvorgan-
ges an die Staatsanwaltschaft und trifft daher keine Aussagen über justizielle Verfahrens-
ausgänge.  
 
Frage 5 
 
Verfügt der Innenminister entgegen des Gutachtens der kriminologischen Abteilung des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Strafrecht zu möglichen 
Schutzlücken durch den Wegfall der Vorratsdatenspeicherung über Hinweise, dass „durch 
eine umfängliche Verfolgung aller Spuren, die auf das Herunterladen von Kinderpornogra-
fie hindeuten, sexueller Missbrauch über den Zufall hinaus verhindert werden kann“? 
 
Antwort: 
 
Generell teile ich die Auffassung des Kriminalistischen Instituts des Bundeskriminalamtes, 
das unter Berücksichtigung von Zulieferungen der Länder und der Bundespolizei eine Ein-
schätzung über die zitierte Studie des Max-Planck-Instituts (MPI) aus wissenschaftlicher 
Sicht abgegeben hat. Quintessenz der Einschätzung: 
Das MPI stellt einerseits eine insgesamt schwache empirische Datenbasis fest, zieht an-
dererseits daran anschließend dennoch Schlussfolgerungen, die in ihrer kategorischen 
Diktion unsachlich erscheinen und die Studie daher an vielen Stellen mit Widersprüchen 
und Defiziten belegen. 
 
Konkret zum „Herunterladen von Kinderpornografie“: 
 
Sobald auch nur die geringste Wahrscheinlichkeit besteht, den abgebildeten und womög-
lich andauernden Missbrauch  aufklären und beenden zu können, leitet die Polizei regel-
mäßig alle ersichtlichen Maßnahmen ein, um Täter und Opfer zu identifizieren. Diese In-
tention folgt nicht dem „Zufallsprinzip“, sondern der professionellen Erfüllung des gesetzli-
chen Auftrages der Polizei, Straftaten erfolgreich aufzuklären. 
Fehlt dabei die Rückgriffsmöglichkeit auf Verkehrsdaten, werden die Aufklärungsmöglich-
keiten zumindest um einen in dem zugrunde liegenden Sachverhalt möglicherweise sehr 
wichtigen Spurensatz reduziert.   
Erfahrungen des BKA, wonach in bestimmten Fällen der Anteil der tatsächlichen Sexual-
straftäter unter den i.Z.m. mit Kinderpornografie im Internet ermittelten Straftätern bis zu 
30% beträgt, widerlegen die These der MPI-Studie, dass nur eine verschwindend geringe 
Zahl an „Konsumenten“ von Kinderpornografie tatsächlich auch Kinder sexuell missbrau-
chen würde. 
Ohnehin fällt es schwer, der These des MPI zu folgen und die „geringe“ Anzahl  verhinder-
ter sexueller Missbrauchsfälle auf eine „quantitative Unerheblichkeit“ im Verhältnis zur 
Zahl eingeleiteter Verfahren wegen Verbreitung und Besitz von Kinderpornografie zu re-
duzieren. Verfahrensökonomische Betrachtungen verbieten sich angesichts des Leids be-
troffener Kinder hier völlig. 
 
Ferner kann auf eine internationale Studie1 hingewiesen werden, die belegt, dass Pädo-
phile umso eher selbst Kinder im Umfeld missbrauchen, je größer deren Sammlungen an 
kinderpornografischen Material sind und je mehr Variationen an Tathandlungen/Szenarien 
auf den Bildern abgebildet sind; fatal verformelt:  „Bilder machen hungrig – nicht satt.“ 
 

                                            
1
 Seto, M.C., Reeves, L. & Jung, S.: Explanations given by child pornography offenders for their crime; Jour-

nal of Sexual Aggression (July 210), Vol. 16, No. 2, pp. 169-180 
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Frage 6 
 
Wie häufig scheitert allgemein (also bei nicht im Internet begangenen Straftaten) die Iden-
tifizierung mutmaßlicher Straftäter an fehlenden Beweismitteln? 
 
Antwort: 
 
Die PKS SH weist für das Berichtsjahr 2012 eine Gesamtzahl von 203.929 Straftaten ohne 
das Merkmal „Tatmittel Internet“ aus. Hiervon wurden 107.944 Straftaten (52,9%) nicht 
aufgeklärt. Über die Gründe der Nichtaufklärung trifft die PKS keine Aussagen. 
 
 
Frage 7 
 
Inwieweit hat der Einsatz von Verschleierungstechniken (siehe Ziffer 3) nach Inkrafttreten 
des verfassungswidrigen Gesetzes zur Vorratsdatenspeicherung zugenommen und wurde 
die Strafverfolgung dadurch insgesamt betrachtet eher erschwert als erleichtert? 
 
Antwort: 
 
Aus der polizeilichen Ermittlungspraxis heraus ist zu konstatieren, dass im Vergleich zu 
früher heute häufiger Verschleierungstechniken zur Anwendung kommen (Anonymisie-
rungsdienste, Proxy-Server, u.ä. zur Maskierung der IP).  Ferner hat die Verschlüsselung 
von Daten, z.B. durch Steganografie oder Kryptografie zugenommen. Einschlägigen Straf-
tätern kommt dabei zugute, dass derartige Funktionalitäten von diversen Browsern schon 
aktiv angeboten und unterstützt werden und der User zur Installation eines solchen Diens-
tes/Programms kein spezifisches Fachwissen benötigt. 
Unabhängig von der Thematik „Mindestspeicherfristen/Vorratsdatenspeicherung“ stellt 
dieser Umstand die Ermittlungsbehörden vor gesonderte Herausforderungen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Andreas Breitner 
 
 
 
 
  




